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Die Botschaft war nicht zu überhören und  -se-
hen. Sie wollen wieder an die Regierung. Das 
formulierten die SpitzenpolitikerInnen der 
SPD in den letzten Tagen genauso unverblümt 
wie jene der Grünen. Wenn aber – und die Um-
frageergebnisse sprechen dafür  – eine zweite 
rot-grüne Bundesregierung näher rückt (viel-
leicht im Herbst 2013, vielleicht auch schon frü-
her), dann ist ein Blick zurück angebracht. Ein 
Blick, der das ganze Erbe der ersten rot-grünen 
Regierung unter Kanzler Gerhard Schröder ins 
Auge fasst. Und nicht nur die eine Hälfte wie 
bisher.

Denn bis anhin hat die Öffentlichkeit nur 
einen Teil dessen wahrgenommen, was Rot-
Grün in den Jahren von 1998 bis 2005 angerich-
tet hat. Sie war ganz auf die soge-
nannte «Agenda 2010» und ihre 
Folgen fokussiert: weniger Geld 
für Arbeitslose, zunehmende 
Leiharbeit, Hartz  IV, prekäre Ar-
beitsverhältnisse, Lohndumping, 
Teilprivatisierung der Rente, den 
wachsenden Niedriglohnsektor. 
Diese Sicht ist nicht falsch, aber 
sie erfasst nur einen Teil dessen, 
was die damalige Regierung in-
itiiert hat. Der andere Teil blieb 
bisher aussen vor, ist vielen ein-
fach nicht bewusst oder wird gar 
von interessierter Seite unterschlagen: die Ent-
fesselung des Finanzmarkts Deutschland.

Da viele SpitzenpolitikerInnen der ersten 
rot-grünen Regierung (von Peer Steinbrück 
über Walter Steinmeier und Sigmar Gabriel 
bis hin zu Jürgen Trittin von den Grünen) auch 
beim zweiten Anlauf mit dabei sein wollen, 
liegt die Frage nahe: Wie gehen sie mit diesem 
Erbe um? Die Antwort: Meist stammeln sie 
halbherzig vage Distanzierendes, aber auch das 
nur dann, wenn es gar nicht mehr anders geht. 
Sie sagen nicht: Da haben wir einen grandiosen, 
ja historischen Fehler begangen, und jetzt wer-
den wir es bewusst anders machen. Nein, sie 
mogeln sich durch. Und niemand gibt zu, dass 
Oskar Lafontaine, der bereits nach einem hal-
ben Jahr unter Schröder seinen Job als Finanz-
minister aufgab, mit seinem Widerstand gegen 
die Finanzindustrie recht behalten hat.

Mit dem Kern der Agenda 2010, dieser 
grossen Umwälzung des Arbeitsmarkts und 
der Sozialsysteme, geht die deutsche Politik so 
um: Die BefürworterInnen, die von Schröders 
SPD über die Union bis zur FDP reichen, bestrei-
ten nicht die Härte der Massnahmen. Aber da-
durch sei Lohnarbeit billiger geworden und die 
Zahl der Arbeitslosen von etwa sechs Millionen 
im Jahr 2004 auf deutlich unter drei Millionen 
gefallen. Die GegnerInnen, die von der SPD-
Linken über die Gewerkschaften bis zur Partei 
Die Linke reichen, halten dem entgegen, dass 
die Zahl der Arbeitslosen in Wahrheit viel hö-
her liege und die Arbeitsbedingungen unwür-

dig geworden seien. Und die Grünen schweigen 
meist zu all dem. 

Was den zweiten Teil der rot-grünen Erb-
schaft angeht, verläuft das Spiel anders: Jetzt 
fordern alle härtere Regeln für die Finanzmärk
te, schweigen aber – ausser der Linkspartei – ei-
sern zur Tatsache, dass es die deutsche Politik 
war, die den riskanten Bankgeschäften den 
Weg erst freigemacht hat.

Dabei haben die Rot-Grünen mit ihrer Po-
litik der Deregulierung dem Finanzkapital ei-
nen roten Teppich ausgerollt. «Die gewaltigen 
Potenziale des deutschen Finanzmarkts müs-
sen als Motor für Wachstum und Beschäftigung 
der Volkswirtschaft vollständig ausgeschöpft 
werden», hiess es in einer Dokumentation des 

Bundesfinanzministeriums. Das 
klang nach einer Totalmobil-
machung des Kapitals, und das 
war es auch. Es gab einen Fi-
nanzmarktförderplan mit dreis-
sig Gesetzesvorhaben, die alle 
umgesetzt wurden  – etwa die 
Förderung von Verbriefungen, 
die Zulassung von Derivaten, 
Hedgefonds und Leerverkäufen, 
die steuerrechtliche Begünsti-
gung von Zweckgesellschaften 
ausserhalb der Bankbilanzen. 
Alle sahen nur Chancen, nie die 

Risiken. Noch im Koalitionsvertrag der Gros-
sen Koalition 2005 vereinbarten SPD und Uni-
on (federführend: Finanzminister Steinbrück), 
die Regeln für die Finanzmärkte weiter zu lo-
ckern und die Bankenaufsicht abzubauen. Die 
weltweit niedrigste Regulierungsdichte galt 
damals als Benchmark.

Nur einer hielt anfangs noch dagegen: 
Lafontaine, der nicht nur in Deutschland, son-
dern europa- und weltweit jene Regeln für die 
Finanzmärkte wieder einführen wollte, die es 
ja gegeben hatte, bevor sie von Margaret That-
cher, Bill Clinton, Tony Blair und Schröder ab-
geschafft wurden. Und die haben ja nicht nur 
der Finanzspekulation den Boden bereitet. 
Die rot-grüne Bundesregierung etwa stellte 
zwischen 1998 und 2005 die deutsche Gesell-
schaft buchstäblich auf den Kopf. Sie förderte 
Lohnsenkungen, verhalf Unternehmen zu hö-
heren Gewinnen, sorgte mit Steuersenkungen 
für mehr Reichtum für Wohlhabende und 
schuf mit den Beiträgen der vielen, die jetzt 
privat für ihre Rente vorsorgen müssen, einen 
Kapitalmarkt und damit Geld, das Anlage
möglichkeiten sucht. Also genau jenen Treib-
stoff, den die entfesselte Finanzindustrie für 
ihre waghalsigen Geschäfte benötigte.

Wahrscheinlich hat kein Rot-Grüner dies 
so geplant. Doch die andere Erklärung ist nicht 
viel besser: Vermutlich war die letzte rot-grüne 
Regierungskoalition schlichtweg zu unbedarft, 
um die Zusammenhänge und die Folgen ihres 
Tuns in ihrer ganzen Tragweite zu begreifen.

Kommentar von Wolfgang Storz, Frankfurt

Rot-Grüns  
vergessenes Erbe
Der SPD-Parteitag Anfang dieser Woche und die Bundeskonferenz der 
Grünen letzte Woche haben gezeigt: Rot-Grün bereitet sich auf eine erneute 
Regierungsübernahme vor. Aber war da nicht mal was?

War die erste 
rot-grüne 
Regierung zu 
unbedarft,  
die Folgen zu 
begreifen?

Britannien

Streiks alleine  
reichen da nicht aus
Der grosse Streik gegen ihre Pensionspläne hat sogar  
die britische Regierung beeindruckt. Denn ihre Rechnung ist nicht  
aufgegangen. Aber können die Gewerkschaften nachlegen?

Von Pit Wuhrer

Eine solche Machtdemonstration der bri-
tischen ArbeiterInnen hat es schon lange nicht 
mehr gegeben. Am vergangenen Mittwoch 
verweigerten fast drei Millionen Beschäftigte 
des Service public die Arbeit: Zwei Drittel aller 
Schulen blieben geschlossen, weil nicht nur 
die LehrerInnen streikten, sondern erstmals 
in seiner Geschichte auch der Verband der 
SchulrektorInnen zum Kampf aufrief. Zahllose 
Ämter waren geschlossen, weil viele Staatsan-
gestellte nicht erschienen waren. Zöllner und 
Bewährungshelferinnen, Krankenschwestern 
und Universitätsdozenten, Gefängniswärter 
und Putzfrauen, Sozialarbeiterinnen und Ge-
fängniswärter  – seit rund dreissig Jahren hat-
ten sich nicht mehr so viele Lohnabhängige am 
Kampf gegen die Politik einer Regierung betei-
ligt. Es waren vor allem Frauen, die da streikten, 
und viele von ihnen hatten noch nie zuvor die 
Arbeit niedergelegt.

700 000 Arbeitsplätze sollen weg

Sie alle protestierten gegen die Pläne des kon-
servativ-liberalen Kabinetts, das mit seltener 
Verbissenheit den Sozialstaat zurückrollt. Al-
lein 2011 hat die Regierungskoalition eine Vier-
telmillion Staatsstellen gestrichen und die Ge-
hälter gekürzt; nun will sie auch noch die Pen-
sionsansprüche der öffentlich Beschäftigten re-
duzieren. Wenn sie all ihre Sparpläne durchset-
zen kann, wird es im öffentlichen Dienst 2015 
über 700 000 Arbeitsplätze weniger geben, und 
wer dann noch einen Job hat, muss mit einem 
Lohn auskommen, der durchschnittlich um ein 
Sechstel tiefer liegt als heute.

Die Staatsangestellten würden doch 
nur «ihre Privilegien» verteidigen, befanden 
Premierminister David Cameron und Schatz-
kanzler George Osborne vor dem Arbeitskampf. 
In der Privatwirtschaft gäbe es längst keine Be-
triebsrenten mehr. Das ist richtig: Wer im Pri-
vatsektor – die Finanzindustrie ausgenommen – 
die Altersgrenze erreicht, muss sich zumeist 
mit der staatlichen Grundrente in Höhe von 
umgerechnet 640 Franken im Monat begnügen. 
Aber «Privilegien» und «vergoldete Pensionen» 
im Service public? Am Ende ihres Arbeitslebens 
bekommt die Hälfte der unterdurchschnittlich 
bezahlten Staatsbediensteten gerade mal 8000 
Franken oder weniger – im Jahr.

Das hat sich mittlerweile herumgespro-
chen. Und so ging die Teile-und-herrsche-Stra-
tegie der Regierung nicht auf. Umfragen zufol-
ge zeigten über sechzig Prozent der Bevölke-
rung Verständnis für den Streik. Ein Grossteil 

der BritInnen weiss inzwischen, wem die hohe 
Staatsschuld zu verdanken ist. Dass sich die 
Stimmung ändert, hat offenbar auch die Regie-
rung begriffen. Sie offerierte vor dem Streik ein 
paar Zugeständnisse und verlängerte nach dem 
Streik die Frist für ein Abkommen mit den Ge-
werkschaften über das Jahresende hinaus.

Der Grosskampftag am 30. November 
war nicht die erste Aktion der Gewerkschaften 
gewesen. Bereits im März hatten knapp 500 000 
GewerkschafterInnen gegen die Kürzungs
politik der Regierung demonstriert, und Ende 
Juni waren etwa 700 000 Staatsbedienstete in 
den Ausstand getreten, darunter auch die Call
centerangestellten der Londoner Polizei. Uni-
son, die grösste Service-public-Gewerkschaft, 
hat inzwischen weitere Streiks angekündigt. 
Aber können Arbeitsniederlegungen allein die 
Regierung zum Einlenken bewegen? Kampf-
massnahmen etwa im Sozialbereich sind ja 
eine heikle Sache: Einen Aktionstag wie den 
letzte Woche finden viele gut; sollten aber 
KrankenwagenfahrerInnen, Pfleger und Kin-
dergärtnerinnen oder das Lehrpersonal in ei-
nen dauerhaften Streik treten, könnte die Sym-
pathie schnell ins Gegenteil umschlagen. Dazu 
kommt, dass die Gewerkschaften mit ihren nur 
noch 7,3 Millionen Mitgliedern (1979 waren es 
noch 13 Millionen) finanziell kaum in der Lage 
sind, einen langen Kampf zu führen.

Aufruf zum Massen-Go-In

Dass es auch andere, noch populärere Protest-
formen gibt, haben zumindest zwei Gewerk-
schaftsvorsitzende erkannt. Und so bedankten 
sich Len McCluskey von Unite, der mit 1,5 Milli-
onen Mitgliedern grössten britischen Gewerk-
schaft, und Mark Serwotka, Generalsekretär 
der Service-public-Gewerkschaft PCS, bei der 
Flashmobinitiative UK Uncut. Deren Aktivist
Innen hatten letzte Woche den Streikposten 
heissen «Solidari-Tea» serviert. Und beide, Mc-
Cluskey wie Serwotka, riefen ihre Mitglieder 
auf, sich am nächsten UK-Uncut-Aktionstag zu 
beteiligen. Die Initiative (siehe WOZ Nr. 47/11) 
organisiert direkte Aktionen wie die Beset-
zung von Bankfilialen oder Sit-Ins in Filialen 
von Firmen, die Steuern hinterziehen. Für den 
17. Dezember, dem wichtigsten Verkaufstag 
vor Weihnachten, plant UK-Uncut ein Massen- 
Go-In und lässt derzeit per Facebook darüber 
abstimmen, wen es diesmal treffen soll. Im 
Rennen ist auch die Drogeriekette des Kon-
zerns Boots, der 2008 sein Hauptquartier in 
einen Zuger Briefkasten verlegt hat.

Antiminenproteste in Peru

Gut gemeint – schlecht gemacht
Die Regierung habe «alle Möglichkeiten aus-
geschöpft, den Dialog aufrechtzuerhalten und 
den Konflikt demokratisch zu lösen», sagte 
Perus Präsident Ollanta Humala letzten Sonn-
tag in einer Fernsehansprache. Zuvor hatte er 
im nördlichen Bundesstaat Cajamara den Aus-
nahmezustand ausgerufen. Grund für die dras
tische Massnahme waren Proteste der lokalen 
Bevölkerung gegen das Minenprojekt Conga, 
die seit Mitte November eskalierten. Bei Zu-
sammenstössen zwischen den Protestierenden, 
die eine Einstellung des Projektes fordern, und 
der Polizei wurden Dutzende Personen verletzt.

Humalas Amtsvorgänger Alan García 
hatte 2010 das Projekt genehmigt, mit dem der 
US-Minenkonzern Newmont Mining ab 2015 
Gold und Kupfer fördern will. Die Investition 
wird auf 4,8 Milliarden US-Dollar beziffert. 
Newmont Mining ist auch die Hauptaktionärin 
der Mine Yanacocha in der Provinz Cajamara. 
Dort wird seit 1993 Gold im Tagebau gefördert. 
Immer wieder kommt es dabei zu gewaltsamen 
Protesten der Bevölkerung wegen der durch 
das hochgiftige Abbauverfahren verursachten 
Umweltschäden.

Für das neue Minenprojekt Conga sollen 
laut Plan unter anderem das Wasser von zwei 
Bergseen umgeleitet und zwei weitere Seen als 
Abladeplatz für den Minenaushub verwendet 

werden. Die Bevölkerung befürchtet, dass da-
durch das Grundwasser verschmutzt wird, wo-
mit ihre Trinkwasserversorgung und die Land-
wirtschaftsbewässerung gefährdet sind. Die 
ursprüngliche Umweltverträglichkeitsstudie 
leugnete eine solche Gefahr. Eine neue Studie 
besagt nun, dass die Conga-Mine das «Wasser-
system unwiederbringlich verändern und ver-
schiedene Ökosysteme zerstören würde».

Dennoch will die linksgerichtete Regie-
rung von Humala, die erst im August ihr Amt 
angetreten hat, am Conga-Projekt festhalten. 
Die Ausbeutung der natürlichen Rohstoffe soll 
dem Staat jene Milliarden einbringen, die er für 
seine neuen Armutsbekämpfungsprogramme 
braucht. 

Der Konflikt in Cajamara zeigt, dass Hu-
malas Regierung zwar gute Absichten hat, die 
Folgen ihrer Politik aber weiterhin von den in-
digenen Gemeinschaften und der armen Land-
bevölkerung getragen werden müssen, deren 
Lebensraum durch Minen-, Ölförderungs- oder 
Holzabbauprojekte bedroht ist. Dieselben Wi-
dersprüche zeigen sich auch in Perus Nachbar-
ländern wie Ecuador (geplante Ölförderung 
etwa im Yasuní-Nationalpark), Bolivien (Pro-
teste gegen eine geplante Strasse durch den Na-
tionalpark Tipnis) oder Brasilien (Konflikte um 
das Wasserkraftprojekt Belo Monte).  sw


